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B9-0552/2022

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Zukunftsaussichten der 
Zweistaatenlösung für Israel und Palästina
(2022/2949(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zum Friedensprozess im Nahen 
Osten,

– unter Hinweis auf die Ernennung des neuen EU-Sonderbeauftragten für den Nahost-
Friedensprozess, Sven Koopmans, am 29. April 2021,

– unter Hinweis auf die Erklärung der Präsidentin der Kommission Ursula von der Leyen 
mit dem israelischen Ministerpräsidenten Bennett und ihre Erklärung mit dem 
palästinensischen Ministerpräsidenten Schtajeh jeweils vom 14. Juni 2022,

– unter Hinweis auf die Erklärung des Vorsitzenden der Delegation für die Beziehungen 
zu Israel, Antonio López-Istúriz White, vom 23. November 2022 zu den 
Terroranschlägen in Jerusalem,

– unter Hinweis auf die Rede der Präsidentin des Europäischen Parlaments, Roberta 
Metsola, vor der Knesset vom 23. Mai 2022 und ihren Besuch in Ramallah am 30. Mai 
2022,

– unter Hinweis auf das Briefing des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zur Lage im 
Nahen Osten, einschließlich der palästinensischen Frage, das der Sonderkoordinator der 
Vereinten Nationen (UNSCO) für den Nahost-Friedensprozess, Tor Wennesland, am 
25. August 2022 präsentiert hat,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 18. Januar 2016 und vom 
20. Juni 2016 zum Friedensprozess im Nahen Osten,

– unter Hinweis auf die Tagung des Assoziationsrates EU-Israel vom 3. Oktober 2022 
und seine Schlussfolgerungen,

– gestützt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Aussicht auf Frieden im Nahen Osten nach wie vor eine der 
Hauptprioritäten der Europäischen Union ist; in der Erwägung, dass es im Mai 2022 
zwei offizielle Besuche der Präsidentin des Europäischen Parlaments Roberta Metsola 
in Israel und im Westjordanland gegeben hat; in der Erwägung, dass die Präsidentin der 
Europäischen Kommission Ursula von der Leyen Mitte Juni 2022 zudem Tel Aviv und 
Ramallah besucht hat; in der Erwägung, dass der Rat Sven Koopmans zum EU-
Sonderbeauftragten für den Nahost-Friedensprozess für den Zeitraum vom 1. Mai 2021 
bis zum 28. Februar 2023 ernannt hat;

B. in der Erwägung, dass die EU wiederholt bekräftigt hat, eine Zwei-Staaten-Lösung mit 
Jerusalem als Hauptstadt beider Staaten zu unterstützen, bei der ein in Sicherheit 
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lebender Staat Israel und ein unabhängiger, demokratischer, zusammenhängender und 
lebensfähiger Staat Palästina friedlich und sicher Seite an Seite leben; in der Erwägung, 
dass die EU die Wiederaufnahme direkter Friedensgespräche zwischen Israel und der 
Palästinensischen Behörde gefordert hat;

C. in der Erwägung, dass der israelische Ministerpräsident Jair Lapid am 3. August 2022 
Neuwahlen ausgerufen hat, die fünften in drei Jahren; in der Erwägung, dass sich Israel 
somit derzeit in einer heiklen politischen Lage befindet; in der Erwägung, dass die Wahl 
am 1. November 2022 stattfand, in der der ehemalige Ministerpräsident Benjamin 
Netanjahu die Mehrheit errungen hat; in der Erwägung, dass die letzte Wahl zum 
Palästinensischen Legislativrat am 25. Januar 2006 stattfand; in der Erwägung, dass 
nach Aussage des UNSCO-Sonderkoordinators Tor Wennesland die Einheit der 
Palästinenser von entscheidender Bedeutung sei, da ein echter politischer Prozess die 
Stärkung der Palästinensischen Behörde und ihre Fähigkeit zur Zusammenarbeit mit 
Israel im politischen, wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Bereich sowie die 
Bemühungen um eine Rückkehr der rechtmäßigen palästinensischen Regierung nach 
Gaza umfassen müsse;

D. in der Erwägung, dass Gewalt, Terrorismus, einschließlich der Angriffe auf Zivilisten, 
und die Aufstachelung zu Gewalt durch provokative Maßnahmen und hetzerische 
Rhetorik verschärft werden und mit einer friedlichen Lösung des Konflikts 
grundsätzlich unvereinbar sind; in der Erwägung, dass die palästinensische 
Terrorgruppe „Islamischer Dschihad“ kürzlich die beiden Bombenanschläge gepriesen 
hat, die am 23. November 2022 in Jerusalem verübt wurden und bei denen eine Person 
getötet und mindestens 20 weitere Menschen verletzt wurden; in der Erwägung, dass 
sich Israel aufgrund seiner Besorgnis über eine Welle von Terroranschlägen im 
höchsten Alarmzustand befindet; in der Erwägung, dass die EU das Existenzrecht 
Israels, sein Recht auf die Bekämpfung des Terrorismus und sein Recht, seine 
Zivilbevölkerung zu schützen, wiederholt anerkannt hat; in der Erwägung, dass die 
Hamas, einschließlich Hamas-Izz al-Din al-Qassem, ebenso wie der palästinensische 
Islamische Dschihad und die Volksfront für die Befreiung Palästinas in die 
Terroristenliste der EU aufgenommen wurden, die mit restriktiven Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Terrorismus verbunden ist;

E. in der Erwägung, dass der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine die Fragilität und 
geopolitischen Spannungen in der Region verschärft hat und dass die 
Ernährungsunsicherheit stark zunimmt;

F. in der Erwägung, dass der Zivilgesellschaft in der Region, insbesondere in Israel, im 
Westjordanland und im Gazastreifen, eine Schlüsselrolle zukommt, wenn es darum 
geht, Brücken in der Gesellschaft zu schlagen und eine Atmosphäre des Friedens, der 
Toleranz und der Gewaltfreiheit zu fördern;

G. in der Erwägung, dass im Rahmen der Erklärung zum Abraham-Abkommen dieses im 
August 2020 unterzeichnete Abkommen bekräftigt und dabei auf die nachfolgenden 
Abkommen verwiesen wird, mit denen die Beziehungen zwischen Israel und anderen 
arabischen Staaten normalisiert werden sollen;
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H. in der Erwägung, dass der Libanon und Israel am 27. Oktober 2022 ein von den USA 
vermitteltes Abkommen über den Verlauf der Seegrenze unterzeichnet haben, um eine 
Eskalation des Konflikts zu vermeiden und die Bemühungen um eine Lösung des 
Grenzstreits zu intensivieren; in der Erwägung, dass Joanna Wronecka, die 
Sonderkoordinatorin der Vereinten Nationen für den Libanon, und die EU dies als ein 
historisches Abkommen bezeichnet haben; in der Erwägung, dass die Europäische 
Union das Abkommen sehr begrüßt hat; 

1. ist besorgt darüber, dass die Aussichten auf eine Lösung des Konflikts nach den 
jüngsten Ereignissen durch anhaltende Gewalt, terroristische Handlungen, politischen 
Stillstand und einen generellen Mangel an politischem Willen beeinträchtigt werden; ist 
zutiefst besorgt darüber, dass sich der russische Krieg gegen die Ukraine auch auf die 
Lebensbedingungen und den Zugang der Bevölkerung zu Nahrungsmitteln im Staat 
Israel, im Westjordanland und im Gazastreifen auswirkt1;

2. bekräftigt seine rückhaltlose Unterstützung einer durch Verhandlungen erzielten 
Zweistaatenlösung auf der Grundlage der Grenzlinien von 1967, die für Frieden im 
Nahen Osten von entscheidender Bedeutung ist, bei der ein in Sicherheit lebender Staat 
Israel und ein unabhängiger, demokratischer und lebensfähiger palästinensischer Staat 
mit Jerusalem als Hauptstadt beider Staaten und unter uneingeschränkter Achtung des 
Völkerrechts in Frieden und Sicherheit nebeneinander bestehen; ist der Ansicht, dass 
verstärkte Anstrengungen erforderlich sind, um eine seit langem herbeigesehnte, 
gerechte, umfassende, realistische und dauerhafte Lösung des Konflikts zu erreichen;

3. betont, wie wichtig es ist, dass beide Parteien so bald wie möglich substanzielle 
Verhandlungen wieder aufnehmen und die Möglichkeit einer tragfähigen 
Zweistaatenlösung am Leben erhalten; fordert beide Parteien auf, von Schritten 
abzusehen, die diesen Zweck behindern und zu einer weiteren Eskalation führen 
könnten, einschließlich einseitiger Maßnahmen, die dem Ergebnis der Verhandlungen 
vorgreifen könnten, sowie von terroristischen Handlungen und der Aufstachelung zu 
Gewalt abzusehen; fordert beide Parteien erneut auf, ihr Engagement für die 
Zweistaatenlösung zu bekräftigen;

4. bedauert zutiefst die anhaltende Gewalt, terroristischen Handlungen und die 
Aufstachelung zu Gewalt, die mit der Förderung einer friedlichen Zweistaatenlösung 
und der Aussöhnung grundlegend unvereinbar sind und durch provokative Maßnahmen 
und hetzerische Rhetorik noch verschärft werden; verurteilt zudem aufs Schärfste, dass 
die Hamas, der palästinensische Islamische Dschihad und andere terroristische Gruppen 
willkürlich Raketen abgeschossen haben. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die 
Zusage, aktiv gegen Gewalt, Terrorismus, Hetze und Aufstachelung vorzugehen, 
unbedingt eingehalten werden muss, damit wieder Vertrauen entstehen kann und eine 
Eskalation verhindert wird, die die Aussichten auf Frieden nur weiter gefährden würde; 
bekräftigt erneut sein grundsätzliches Eintreten für die Sicherheit Israels; fordert, dass 
die Täter im Einklang mit den internationalen Menschenrechtsnormen zur Rechenschaft 
gezogen werden; fordert Israel auf, die Verhältnismäßigkeit bei der Anwendung von 

1 https://data.worldbank.org/indicator/SN.ITK.MSFI.ZS?locations=IL; 
https://www.wfp.org/countries/palestine#:~:text=Prior%20to%20the%20outbreak%20of,it%20is%20around%20
64%20percent 

https://data.worldbank.org/indicator/SN.ITK.MSFI.ZS?locations=IL
https://www.wfp.org/countries/palestine#:~:text=Prior%20to%20the%20outbreak%20of,it%20is%20around%2064%20percent
https://www.wfp.org/countries/palestine#:~:text=Prior%20to%20the%20outbreak%20of,it%20is%20around%2064%20percent
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Gewalt zu achten, wenn es darum geht, seinen legitimen und notwendigen 
Sicherheitsbedenken Rechnung zu tragen;

5. weist darauf hin, dass Siedlungen völkerrechtlich rechtswidrig sind, und betont, dass die 
jüngsten Beschlüsse, neue Siedlungen zu errichten, die Aussichten auf eine tragfähige 
Zweistaatenlösung weiter untergraben, insbesondere in der sogenannten Zone E1 und 
im Westjordanland; verurteilt die Gewalt von Siedlern und fordert, dass sie dafür zur 
Rechenschaft gezogen werden; ist besorgt darüber, dass Zivilisten im Gazastreifen ihr 
Leben verloren haben;

6. bekräftigt seine uneingeschränkte Achtung der Demokratie und Souveränität des Staates 
Israel, insbesondere in den Zeiten eines Wahlkampfs und politischer Kämpfe, und 
erkennt die legitimen Sicherheitsanliegen Israels und die Herausforderungen, mit denen 
das Land konfrontiert ist, uneingeschränkt an; weist auf die Botschaft der Präsidentin 
des Europäischen Parlaments, Roberta Metsola hin, wonach es für viele Menschen 
außerhalb Israels unfassbar ist, dass die Daseinsberechtigung Israels immer noch infrage 
gestellt wird; weist ferner darauf hin, dass sie in ihrer Botschaft außerdem Folgendes 
gesagt hat: „Lassen Sie es mich ganz klar sagen: Europa wird immer die 
Existenzberechtigung Israels unterstützen“; bekräftigt das uneingeschränkte Recht 
Israels, den Terrorismus zu bekämpfen, und sein Recht, seine Zivilbevölkerung zu 
schützen; fordert Israel auf, bei der Verteidigung seiner legitimen Sicherheitsinteressen 
die Verhältnismäßigkeit bei der Anwendung von Gewalt zu achten;

7. bedauert zutiefst den jüngsten wahllosen Raketenbeschuss israelischer Ortschaften 
durch die Hamas und die jüngste Welle vom palästinensischen Islamischen Dschihad 
gepriesener terroristischer Bombenanschläge, die nach dem humanitären Völkerrecht 
verboten sind; bekundet den Angehörigen der Opfer sein Beileid; fordert, dass diese 
Angriffe umgehend eingestellt werden;

8. betont, dass auch die Demokratie in Palästina weiter unterstützt werden sollte, und 
fordert die internationale Gemeinschaft auf, ihre Anstrengungen zur Stärkung der 
Palästinensischen Behörde und ihrer Institutionen im Hinblick auf die Verwirklichung 
der innerpalästinensischen Einheit zu verstärken, da dies ein wesentliches Element für 
die Verwirklichung der Zweistaatenlösung ist; fordert die palästinensischen Kräfte 
nachdrücklich auf, die Bemühungen um eine Aussöhnung unverzüglich wieder 
aufzunehmen, indem insbesondere die längst überfälligen Präsidentschafts- und 
Parlamentswahlen abgehalten werden; ist der Ansicht, dass die politische Trennung 
zwischen dem Westjordanland und dem Gazastreifen zur Verschlechterung der 
humanitären Lage im Gazastreifen beiträgt; betont, dass die Palästinensische Behörde in 
dieser Hinsicht mehr Verantwortung übernehmen und ihre Regierungsfunktion im 
Gazastreifen wahrnehmen muss;

9. begrüßt, dass am 6. Oktober 2022 eine Tagung des Assoziationsrates EU-Israel 
stattgefunden hat, und fordert die EU auf, den Dialog über den Friedensprozess mittels 
solcher Treffen zu fördern; bekräftigt, dass sich die EU, wie auf der 12. Tagung des 
Assoziationsrates EU-Israel vom 19. September 2022 erklärt, für einen umfassenden 
und dauerhaften Frieden für die gesamte Region einsetzt und sich darum bemüht, die 
kürzlich aufgenommenen diplomatischen Beziehungen zwischen Israel und einer Reihe 
arabischer Länder zu fördern und darauf aufzubauen, damit die Aussichten auf eine 
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umfassende Lösung im Nahost-Friedensprozess verbessert werden;

10. würdigt das Abraham-Abkommen und die Normalisierung der Beziehungen zwischen 
Israel und den arabischen Staaten, wodurch eine vertiefte Zusammenarbeit in den 
Bereichen Sicherheit und Handel in Gang gesetzt wurde, die ein wichtiger Faktor für 
die Neuorganisation der zwischenstaatlichen Beziehungen in der Region ist; fordert den 
Vizepräsidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Europäischen Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik (HR/VP) und den EU-Sonderbeauftragten für den 
Nahost-Friedensprozess auf, mit den arabischen Ländern zu erkunden, wie ihre 
jeweiligen Normalisierungsabkommen mit Israel der Zweistaatenlösung und der 
wirtschaftlichen Entwicklung des Westjordanlands und des Gazastreifens förderlich 
sein könnten; fordert den HR/VP und den EU-Sonderbeauftragten für den Nahost-
Friedensprozess auf, eine neue Friedensinitiative einzuleiten, an der arabische Länder, 
die ihre Beziehungen zum Staat Israel normalisiert haben, beteiligt werden, damit man 
den derzeitigen Stillstand bei den Verhandlungen aufheben und die Friedensgespräche 
erfolgreich wiederbeleben kann; fordert zu diesem Zweck, dass das Mandat des EU-
Sonderbeauftragten für den Nahost-Friedensprozess bis zur wirksamen Lösung dieses 
lang andauernden Konflikts verlängert wird; bekräftigt, dass das Abraham-Abkommen 
in der europäischen Strategie für die Region berücksichtigt werden muss, die darauf 
abzielt, die regionale Zusammenarbeit zu fördern und der Region dabei zu helfen, 
Stabilität und Frieden zu erreichen; fordert die Kommission und den Rat auf, die 
Normalisierung der Beziehungen zwischen Israel und den arabischen Staaten mittels der 
Umsetzung und Erweiterung des Abraham-Abkommens als wichtigen Beitrag für die 
Verwirklichung eines dauerhaften Friedens im Nahen Osten zu unterstützen;

11. begrüßt im Zusammenhang mit der Normalisierung der Beziehungen zwischen Israel 
und den arabischen Staaten die Vereinbarung zwischen der Regierung des Libanon und 
Israels, eine dauerhafte Seegrenze festzulegen; hält dieses Abkommen für einen 
weiteren positiven Schritt, der zu mehr Sicherheit, Stabilität und Wohlstand in der 
Region und darüber hinaus führen wird; ist der Ansicht, dass dieses Abkommen weitere 
Vorteile für den Libanon und seine Bevölkerung mit sich bringen und eine Antwort auf 
den dringend benötigten Bedarf an Energieressourcen infolge der russischen Aggression 
gegen die Ukraine sein kann; begrüßt die Zusammenarbeit der EU mit regionalen 
Partnern auf der Grundlage der arabischen Friedensinitiative von 2002; fordert 
gemeinsame Anstrengungen zur konstruktiven Vermittlung zwischen den Parteien und 
zur Förderung einer reibungslosen Wiederaufnahme der Verhandlungen zwischen den 
Parteien im Hinblick auf eine gerechte und realistische Lösung;

12. ist der Ansicht, dass der Einsatz der EU-Mittel für die Zivilgesellschaft einen 
konstruktiven Schritt des Baus von Brücken zwischen Israelis und Palästinensern 
darstellt; fordert EU-Programme zur Stärkung der zwischenmenschlichen Kontakte 
zwischen verschiedenen ethnischen und religiösen Minderheiten, 
Menschenrechtsverteidigern, Journalisten und Frauenorganisationen als Teil der 
Bemühungen der EU zur Förderung der Religions- und Weltanschauungsfreiheit, der 
Meinungsfreiheit und der Vereinigungsfreiheit sowohl in Israel als auch in den 
palästinensischen Gebieten; 

13. würdigt die Rolle des Hilfswerks der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im 
Nahen Osten bei der Bereitstellung lebenswichtiger Dienstleistungen für 
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palästinensische Flüchtlinge; weist erneut darauf hin, wie wichtig Bildung für die 
Schaffung von Perspektiven im Sinne einer Zweistaatenlösung ist; bekräftigt, dass Hass, 
Aufstachelung zu Gewalt und Antisemitismus im Widerspruch zu den Werten der EU 
stehen und ein wesentliches Hindernis für die Beilegung des Konflikts darstellen; 
bekräftigt seinen Standpunkt, dass alle Schulbücher und Unterrichtsmaterialien, die mit 
Mitteln der Union unterstützt werden, den UNESCO-Standards für Frieden, Toleranz, 
Koexistenz und Gewaltlosigkeit entsprechen müssen; betont, dass die EU-Finanzierung 
ausgesetzt werden muss, wenn eindeutige und stichhaltige Beweise für Missbrauch 
vorliegen;

14. fordert den Staat Israel auf, humanitäre Hilfe sowohl im Westjordanland als auch im 
Gazastreifen zu ermöglichen, damit die am stärksten gefährdeten Bevölkerungsgruppen 
erreicht werden können; weist darauf hin, dass alle EU-Mittel ihr Ziel erreichen müssen, 
insbesondere die besonders schutzbedürftigen Menschen, und dass sie nicht in die 
falschen Hände geraten dürfen; fordert erneut eine politische Lösung, um die Blockade 
der humanitären Krise im Gazastreifen zu beenden und die humanitäre Krise zu 
entschärfen, und zwar mit den notwendigen Sicherheitsgarantien, um Gewalt gegen 
Israel zu verhindern;

15. betont, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten gemeinsame Initiativen in den Bereichen 
Soziales und Wirtschaft, einschließlich Wasser- und Energieversorgung, unterstützen 
müssen, um den Wohlstand und den sozialen Austausch zwischen den beiden Gebieten 
zu fördern; bekräftigt in diesem Zusammenhang seine Unterstützung für die Strategie 
„Global Gateway“, die in Synergie mit dem Wirtschafts- und Investitionsplan für die 
südliche Nachbarschaft darauf abzielt, Handelsbeziehungen als Alternative zur Initiative 
der „neuen Seidenstraße“ zu entwickeln, insbesondere zwischen den Ländern des Golf-
Kooperationsrats, Jordanien, Israel, Palästina und Griechenland als Eingangspunkte für 
Handelswaren und Energieressourcen in die EU; weist erneut darauf hin, dass dieser 
alternative Weg den Prozess der regionalen Integration und des regionalen Dialogs 
weiter vorantreiben und langjährige Partnerschaften und Formen der Zusammenarbeit 
und einen dauerhaften Frieden zwischen allen Ländern in der Region fördern würde;

16. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem 
Vizepräsidenten der Kommission/Hohen Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten, dem 
Sonderbeauftragten der Europäischen Union für den Nahost-Friedensprozess, dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen, dem Generalsekretär der Liga der Arabischen 
Staaten, der Knesset und der Regierung Israels, dem Präsidenten der Palästinensischen 
Behörde und dem Palästinensischen Legislativrat zu übermitteln.


